
1008163.DE PE 522.619

Anfrage zur schriftlichen Beantwortung E-012264/2013
an die Kommission
Artikel 117 der Geschäftsordnung
Angelika Niebler (PPE)

Betrifft: Innergemeinschaftlicher Versandhandel und verbrauchsteuerpflichtiger Waren

Bei der Beförderung verbrauchsteuerpflichtiger Waren (z.B. Branntwein) von einem EU-Mitgliedstaat 
in einen anderen wird zwischen der gewerblichen Beförderung einerseits und der Beförderung durch 
Privatpersonen im Reiseverkehr andererseits unterschieden.

Privatpersonen, die diese Waren für ihren Eigenbedarf befördern, unterliegen dem 
Ursprungslandprinzip und müssen daher im Bestimmungsland keine Verbrauchsteuer mehr zahlen. 
Dagegen gilt bei der gewerblichen Beförderung (einschließlich des innergemeinschaftlichen 
Versandhandels) das Bestimmungslandprinzip, wonach die Waren erst in dem Land des 
Verbrauchers mit den dort gültigen Steuersätzen versteuert werden – und zwar unabhängig davon, 
ob die Verbrauchsteuer im Abgangsland bereits entrichtet worden ist oder nicht. 

Verbrauchsteuerpflichtige Waren dürfen dann an Privatpersonen in andere EU-Mitgliedstaaten 
versandt werden, wenn sich der Versandhändler vor der ersten Lieferung bei den zuständigen Zoll- 
bzw. Steuerbehörden des jeweiligen EU-Mitgliedstaates (also des Bestimmungslandes) registriert und 
für die Entrichtung der Verbrauchsteuer eine Sicherheit geleistet hat. Nach Übernahme der Ware 
durch den Empfänger muss der Versandhändler die entsprechende Verbrauchsteuer entrichten und 
kann die Rückerstattung der Verbrauchsteuer des Abgangslands beantragen. 

Lieferungen verbrauchsteuerpflichtiger Waren in ein Drittland sind mit wesentlich geringerem Aufwand 
möglich.

1. Teilt die EU-Kommission die Auffassung, dass insbesondere für kleine Versandhändler der 
Versand verbrauchsteuerpflichtiger Waren in einen anderen EU-Mitgliedstaat nur mit einem 
hohen bürokratischen Aufwand möglich ist? 

2. Hält es die EU-Kommission für sinnvoll, die Bestimmungen zur Besteuerung von 
verbrauchsteuerpflichtiger Waren dahingehend zu ändern, dass in den Fällen, in denen der 
Versand dieser Waren unterhalb der Schwellenwerte für den eigenen Verbrauch an 
Privatpersonen erfolgt, die Besteuerung nach dem Ursprungslandprinzip erfolgt?


